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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Früher – bis Ende 2015 – hätten die Kantone durch eine Regelung im KVG Zugang zu
denselben amtlichen Dokumenten gehabt, die das BAG zur Genehmigung der
Prämientarife benötigt habe, erklärte Filippo Lombardi (cvp, TI) im Rahmen einer
Motion, die er im September 2019 einreichte. Diese Informationen seien für die
kantonalen Behörden zur Analyse der Kostenentwicklung und zur Überprüfung der
Reserven der Versicherungen unentbehrlich. Früher hätten die Kantone zudem die
Möglichkeit gehabt, zu den vorgesehenen Prämientarifen der Versicherungen Stellung
zu nehmen. Mit der Einführung des KVAG hätten die Kantone den Zugang zu diesen
Daten aber verloren, da seither die Krankenversicherungen für die Überwachung der
Entwicklung der Gesundheitskosten und für die jährliche Prämienberechnung zuständig
seien. Lombardi wollte daher den Bundesrat beauftragen, den Kantonen diese
Möglichkeiten im Rahmen des KVG zurückzugeben und dadurch die Transparenz bei
den Gesundheitskosten wiederherzustellen. 
Auch der Bundesrat verwies in seiner Stellungnahme darauf, dass die Aufgabe, dafür zu
sorgen, dass die Prämien in den Kantonen deren Kosten entsprechen, nun bei der
Aufsichtsbehörde liege. Die Kantone sollten neu nur noch zu den geschätzten Kosten –
von denen sie direkt betroffen seien –, nicht mehr aber zu den Prämientarifen Stellung
nehmen können. Die zur Beurteilung der Kosten nötigen Informationen würden sie
entsprechend auch noch immer erhalten. 
Nachdem Beat Rieder die Motion nach dem Ausscheiden Lombardis aus dem Ständerat
übernommen hatte, beschäftigte sich die kleine Kammer in der Wintersession 2019 mit
dem Vorstoss – wenn auch nur kurz: Stillschweigend folgte der Rat einem
Ordnungsantrag Français (fdp, VD) auf Zuweisung des Vorstosses an die Kommission. Es
sei wichtig, dass es einen Austausch zwischen Krankenversicherungen, Kantonen und
Bund gebe, genauso wie es vermutlich gut sei, wenn es zu einem diesbezüglichen Dialog
zwischen Bundesrat und Kommission komme, erklärte Olivier Français. 1

MOTION
DATUM: 12.12.2019
ANJA HEIDELBERGER

1) AB SR, 2019, S. 1161
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